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Niederschrift
Uber die Sitzung der Fluglarmschutzkommission 2022/3
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Teilnehmende:

Eckart Boege (Kreis Stormarn), Alexander Briickner (MELUND SH), Hans-Hinrich Brunckhorst (HH-
Eimsbuttel), Kay Gatgens (HH-Eimsbdittel), Werner Hansen (HH-Wandsbek), Klaus-H. Hensel
(Quickborn), André Hiickelkempken (DFS), Uwe Hummert (DFS), Dr. Ines Kohler (Dt. Lufthansa),
Gebhard Kraft (BVF), Timo Kranz (HH-Nord), Reinhard Kunde (HH-Nord), Corinna Lange (BWI),
Martin Mosel (BVF), Andreas Miiller (HK), Stefan Mundt (BSW), Dr. Gudrun Pieroh-JouBen (FLSB),
Manfred Quade (Kreis Pinneberg), Dr. Judith Reuter (BWI), Elke Christina Roeder (Stadt Nor-
derstedt), Dr. Monika Schaal (HH-Eimsbdttel), Johannes Scharnberg (FHG) Dr. René Schwartz
(BVF), Sigrid Thumm (BUKEA), Dr. Stefanie von Berg (HH-Altona), Matthias Wallner (TUIfly), Mo-
nika Weidner (BUKEA), Michael Werner-Boelz (HH-Nord), Thorsten Wolf (Kreis Segeberg)

BegriiBung/Antrage/Beschlussfiahigkeit

Die Vorsitzende erdéffnet die Sitzung um 10 Uhr. Sie begrif3t den neu gewahlten Vertreter des Kreises
Stormarn als neues FLSK-Mitglied und die tbrigen Teilnehmenden erstmalig wieder in Prasenz am
Ublichen Tagungsort des Flughafens Hamburg. Aus dem Gremium wird bezliglich des Protokolls der
FLSK-Sitzung 2022/1 vom 25.02.2022 um gréRere Sorgfalt beziglich der Aufnahme der im Rahmen
der Abstimmung erfolgten Anmerkungen und um zeitnahen Versand gebeten. Darliber hinaus wird
kritisiert, dass das Gremium keine Kenntnis dariiber habe, wie (iber Anderungsantréage entschieden
werde. Die Vorsitzende stellt hierzu kiinftig Informationen in Aussicht. Das Protokoll FLSK 2022/1 wird
ohne weitere Anderungswiinsche angenommen.

Antrage zur Tagesordnung gibt es von der BWI, die aufgrund kurzfristiger Erkrankung ihres Vertreters
darum bittet, den TOP 4 noch einmal zu verschieben und eines Vertreters der BVF, den TOP 8 auf
die Schwerpunktsitzung am 28.10.2022 zu vertagen. Zu TOP 9 bittet der Vertreter des Flughafens
(FHG) um Aufnahme des Themas ,Beinahe ZusammenstdRe“ am Flughafen Hamburg und ein weite-
rer Vertreter der BVF um Aufnahme des Themas ,FLSK vor Ort‘. Weitere Anmerkungen zur aktuellen
Tagesordnung gibt es nicht. Einwande gegen die gewiinschten Anderungen werden nicht erhoben.
Das Gremium ist beschlussfahig.

TOP 1 - Aktuelle Lage am Hamburger Flughafen

Der Vertreter des Flughafens erlautert, dass es gerade in den letzten Wochen sowohl bei den Flug-
bewegungen als auch den Passagierzahlen einen extrem starken Anstieg gegeben habe und diese
aktuell dreimal so hoch seien, wie noch zu Jahresbeginn. Dennoch liege die Zahl der Bewegungen
gegenuber 2019 bei nur etwa 70 %. Durch den Anstieg der Flugbewegungen sei es mit Beginn des
Sommerflugplanes (SFP) im April auch zu deutlich mehr Verspatungen gekommen. Die Airlines rea-
gierten darauf mit massiven Flugstreichungen von und nach Hamburg, dennoch habe es, insbeson-
dere im Juni, einen signifikanten Anstieg der Verspatungen gegeben. Die durch die Aufhebung aller
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Reisebeschrankungen extrem gestiegenen Nachfrage, aber auch die Personalknappheit bei den
Dienstleistern, nicht nur am Hamburger Standort, seien neben den derzeitigen ATC'-Restriktionen
ursachlich fur die Probleme im gesamten européischen Luftverkehr. Kaum ein Flug sei derzeit wie
geplant durchfiihrbar. Die FHG selbst habe in vielen Prozessen lediglich die Rolle eines Koordinators
und kdnne nicht direkt durchgreifen. Zu nennen seien hier Bereiche wie der Check-In, die Sicherheits-
kontrolle oder auch die Gepacknachverfolgung. (FLSK Drs. Nr. 1/2022-3).

Im Rahmen der sich anschlieRenden Diskussion wird insbesondere von der BVF der hohe Anstieg der
Flige auRerhalb der Betriebszeit des Flughafens kritisiert. In diesem Zusammenhang wird noch ein-
mal auf das Kriterium der Unvermeidbarkeit von Starts und Landungen nach 23 Uhr verwiesen. Um-
laufverspatungen seien aus Sicht der BVF demnach als vermeidbar und damit unzuldssig anzusehen.
Die derzeitigen Probleme dirfen nicht zu Lasten Dritter, der Anwohner*innen in den An- und Abflug-
korridoren, gehen.

Die DFS stellt zunachst klar, dass Flugplankoordinierung und Slotvergabe zwei verschiedene Dinge
seien. Die Koordinierung der Flugplanungen sei Aufgabe des sog. Slotkoordinators am Flughafen, der
auch die grundsatzliche Landerechte am jeweiligen Standort vergebe. Davon zu unterscheiden seien
die sogenannten ATC-Slots, feste Zeitfenster, die von der DFS in den jeweils zustandigen Flugsiche-
rungscentern sektorenlbergreifend koordiniert werden. Durch Verlagerungseffekte des Luftverkehrs
aufgrund des Ukraine-Konflikts und der Einfihrung neuer Sicherheitssystemen in anderen europai-
schen Luftsicherungscentern, zusatzlich zur ebenfalls der DFS obliegenden militarisches Koordinie-
rung sei dies aktuell eine groRe Herausforderung. Zudem habe die Pandemie zu einem Ausbildungs-
stau bei der DFS gefiihrt. Wahrend dieser Zeit habe es lediglich etwa 20 % des sonst ublichen Ver-
kehrsaufkommens gegeben, welches keine sichere Ausbildung ermdgliche.

TOP 2 - Verspatungen - insb. Rotationsverspatung durch lange Warteschlangen an den Si-
cherheitskontrollstellen, Sachstand jahrlicher Fluglarmschutzbericht

Die Fluglarmschutzbeauftragte (FLSB) bezeichnet die aktuelle Verspatungslage als sehr angespannt
(s. FLSK Drs. Nr. 2/2022-3). Bereits im Mai 2022 sei die Zahl der Verspatungen gré3er als die Anzahl
im gleichen Zeitraum 2019 gewesen. Gehe es so weiter, sei das nach den aktuellen Zahlen der direkte
Weg in das Katastrophenjahr 2018. Sie begriifRe die Flugstreichungen, frage sich aber, ob nicht noch
mehr Fliige gestrichen werden mussten, weil das System derzeit einfach nicht gut laufe und appellierte
dahingehend an die Luftfahrtunternehmen, aktiv zum Larmschutz beizutragen und noch intensiver zu
streichen. In diesem Zusammenhang weise sie darauf hin, dass die Verspatungsregelung nicht als
~Auffangtatbestand“ diene, um Systemfehler zu korrigieren. Zudem gebe diese Regelung keine recht-
liche Mdglichkeit, die jetzt stattfindenden Verspatungen als vermeidbar und damit ordnungsrechtlich
verfolgbar darzustellen. Es brauche eine neue Verspatungsregelung, da die derzeitige nicht geeignet
sei, Fluglarmbetroffene zu schiitzen. Hier appelliert die FLSB erneut nachdrticklich an das Gremium,
insbesondere die Politik, die Verspatungsregelung kritisch zu hinterfragen, da frihere Initiativen ihrer-
seits, die Verspatungsregelung z. B. so anzupassen, dass zumindest Starts ab 23 Uhr eine Einzel-
ausnahmegenehmigungen bendtigen, bisher gescheitert seien. Zuletzt bei dem Vorschlag, eine ent-
sprechenden Anderung in den Koalitionsvertrag aufzunehmen. Nur eine zeitnahe Anderung der Ver-
spatungsregelung koénne helfen, die Situation fiir 2022 zu entspannen. Schon jetzt werde die Ver-
spatungsregelung starker ausgenutzt als bisher, da weit Uber 50 % der verspateten Fliige nach 23:15
starteten oder landeten. In diesem Zusammenhang weist ein Vertreter der BVF erneut darauf hin, dass
die Anzahl an nachtlich verspateten Starts und Landungen am Hamburg Airport im Jahr 2021 gegen-
Uber 2020 sprunghaft um 80 % zugenommen habe obwohl die Anzahl an Flliigen im selben Zeitraum
lediglich um 5 % angestiegen sei

Das Gremium, insbesondere die BVF, begrufdt die klaren Worte der FLSB und die Diskussion zeigt
die Uberwiegende Bereitschaft der Kommission, entsprechende Initiativen zu unterstiitzen. Die Vorsit-
zende greift daher den Vorschlag des Kreises Pinneberg auf, in Zusammenarbeit mit der FLSB eine
entsprechende Pressemitteilung vorzubereiten. Bei allen ebenfalls gedufierten wirtschaftlichen Vor-
behalten, gibt sie zu bedenken, dass es lediglich um eine Veranderung bei Fligen zwischen 23 und
24 Uhr gehe. Hier sehe die Vorsitzende das Ruhebedirfnis klar vor den wirtschaftlichen Interessen.
Aufgabe der FLSK sei es, Politik und Behorden dahingehend zu beraten, Gber die Frage, ob die be-
stehende Regelung noch geeignet sei, die Problemlage zu verandern, nachzudenken.

" ATC — Air Traffic Control
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Der Vertreter der Stadt Quickborn schlagt anstelle einer Pressemitteilung eine von der FLSK abge-
stimmte Entschliellung vor. Nach dem Hinweis der FLSB, es habe dazu bereits 2017 einen zustim-
menden Beschluss der FLSK zur Optimierung der Verspatungsregelungen gegeben (s. FLSK-Drs. Nr.
02/18), schlagt die Vorsitzende vor, zu diesem Thema zunachst eine Pressemitteilung herauszugeben
und zur nachsten Sitzung den Beschluss von 2017 aufzubereiten. Diesen Vorschlag begrif3t die Kom-
mission.

Abschlieend zu diesem TOP erlautert die FLSB kurz den Sachstand ihres jahrlichen Tatigkeitsbe-
richts. Dieser sei von der Birgerschaft am 24.05.22 freigegeben und in den Umweltausschuss (Ta-
gung vorausstl. am 9.9. oder am 29.11.22) Uberwiesen worden. Der Bericht werde dort, zusammen
mit dem Bericht der Allianz, behandelt. Den Téatigkeitsbericht der FLSB finden Sie unter folgendem
Link: https://www.hamburg.de/fluglaermschutzbeauftragte/

TOP 3 - Bericht von den ADF-Tagungen und Allianz-Sitzungen (TOP 3/TOP 4 FLSK 2021/4)

Die FLSB berichtet kurz von den thematischen Schwerpunkten der Allianz-Sitzungen am 24.3.2022
(Siedlungspolitik sowie Stadt- und Umlandentwicklung des Flughafens in den letzten 70 Jahren) und
am 14.06.2022 (Klimaschutz im Flugverkehr).

Die ADF habe zuletzt am 12. Mai 2022 getagt. Hier sei es vorrangig um die Umsetzung neuer Flug-
verfahren mit dem Ziel der Verbesserung von Flugstrecken gegangen. Darliber hinaus sei liber das
Thema Drohnen, insbesondere iber deren Integration in bestehende Luftraumstrukturen, gesprochen
worden. Auf der ADF-Tagung am 30. September 2021 wurde das Primat des Larmschutzes im Zu-
sammenhang mit der Klimathematik im Nahbereich von Flughafen gesehen. Hinsichtlich der CO.-
Betrachtung im Nahbereich von Flughafen werde nur ein geringes Einsparpotential im Vergleich zum
gesamten Flugweg gesehen. Quantitative Aussagen gebe es dazu nicht. Am Standort Frankfurt sei
dazu Kontakt mit dem UBA aufgenommen worden. Des Weiteren sei hinsichtlich der 2022 durchzu-
fuhrenden Larmkartierung das Jahr 2019 als Basisjahr festgelegt worden. In diesem Zusammenhang
kindigt die FLSB die Vorstellung der Kartierungsergebnisse 2022 fir die FLSK-Sitzung voraussichtlich
im Dezember an.

Die BVF stltzt die Haltung der ADF, im Flughafennahbereich von 15 nautischen Meilen dem aktiven
Fluglarmschutz Vorrang gegeniber Klimaschutzaspekten einzuraumen.

TOP 4 - Antrag der BVF - Flughafenentgelte (vertagter TOP 6 FLSK 2022/1; Drs. Nr. 6/2022-1)
Berichterstattung: FHG, BWI

Dieser Tagesordnungspunkt wurde aufgrund kurzfristiger Erkrankung der/s Berichterstatter*in vertagt.

TOP 5 - Antrag der BVF - Leerfliige (vertagter TOP 7 — FLSK 2022/1; Drs. Nr. 7/2022-1)
Berichterstattung: FHG

Auf Nachfrage der Vorsitzenden an den Antragsteller der BVF bestatigt dieser, dass es ihm nicht um
einen Beschluss, sondern lediglich um einen Bericht dazu gehe. Die FHG erlautert, derartige Leerfliige
gebe es in Hamburg aufgrund der sogenannten Slotverordnung? nicht. Hinsichtlich der Beantwortung
der Gbrigen Fragen des Antrags verweist die FHG auf die Schriftliche Kleine Anfrage (SKA) des Ab-
geordneten Nockemann vom 26.01.20223. Der Antragsteller weist auf das Thema ,schlecht ausgelas-
tete Flige“ aus seinen Antrag hin, erklart sich aber mit einer Protokollerklarung der FHG erstmal ein-
verstanden.

TOP 6 - Antrag der BVF — Starkung des gesetzlichen Auftrags der Fluglarmschutzkommission
Ein Vertreter der BVF erlautert den Antrag zur Starkung der Fluglarmschutzkommission mit dem Be-

dirfnis der regelhaften und zeitnahen Information Gber die in den ADF-Sitzungen behandelten, Ham-
burg betreffenden, Themen. Die Vorsitzende werde gebeten, die anstehenden Beschlussvortrage der

2 Verordnung (EWG) Nr. 95/93 des Rates vom 18. Januar 1993 (iber gemeinsame Regeln fir die Zuweisung von Zeitnischen
auf Flughafen in der Gemeinschaft
3 s. Burgerschaft der FHH, Drucksache 22/7141 vom 1.2.2022
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ADF in der jeweiligen FLSK-Sitzungen vorzutragen und ein Votum des Gremiums dafiir einzuholen.
(FLSK Drs. Nr. 3/2022-3)

Unabhangig von der zeitlich schwierigen Umsetzbarkeit sieht das Gremium erhebliche rechtliche Prob-
leme. Sollte dem Beschlussvorschlag in der vorliegenden Form zugestimmt werden, sei unklar, wel-
cher Beschluss zukinftig zu berlcksichtigen sei. Der ADF-Beschluss, da ,hdherwertig“, obwohl es
sich hierbei lediglich um einen freiwilligen Zusammenschluss von Fluglarmschutzkommissionen ver-
schiedener Flughafenstandorte zu einer Arbeitsgemeinschaft handele oder dem der FLSK HH? Das
sei insbesondere dann kritisch, wenn dies, wie z. B. Punkt 4, zu finanziellen Folgen fir die FHH fiihre.

Auf Nachfrage der Vorsitzenden, ob die BVF bereit sei, den Beschlussvortrag entsprechend abzuan-
dern, wird dies vom Vertreter der BVF deutlich verneint. Die Vorsitzende bittet daher um Abstimmung
Uber den Antrag wie vorgelegt. Der Antrag wird mit 3 Ja- und 13 Nein-Stimmen abgelehnt.

TOP 7 - Antrag der BVF — Sachstandsbericht BuRgelder gegen Fluglinien

Hintergrund dieses Antrags sei, so erlautert der Vertreter der BVF, der monetare Aspekt des Fluglarm-
schutzes. Anlass dazu sei die Zusage der FLSB in der FLSK-Sitzung 2022/1 gewesen, die dort ge-
nannte Summe von 110 Tsd. Euro Gewinnabschdpfung, die im Rahmen von Ordnungswidrigkeiten-
verfahren gegeniber einer Airline erhoben worden seien, detailliert zu Protokoll zu gegeben. Dies sei
auch im Rahmen der Protokollabstimmung mit Verweis auf den Jahresbericht FLSB, der diese Zahlen
enthalte, nicht geschehen (FLSK Drs. Nr. 4/2022-3).

Die FLSB dankt dem Antragsteller flr sein Interesse, macht jedoch deutlich, dass sich die Chronologie
der damaligen Sitzung anders darstelle als von ihm geschildert. Unabhéngig davon sei sie jedoch
gerne bereit, die Zahlen als Jahreszahlen zur jeweils ersten Sitzung des Folgejahres aufzubereiten
und zu den BuRgeldern zu berichten. Die im Antrag geforderte Detailltiefe der Fragen kdnne jedoch
aus rechtlichen Griinden nicht in allen Fallen abgebildet werden. Dies betreffe Aussagen zu konkreten
Fluggesellschaften und/oder laufenden Verfahren. Hier kdnne lediglich die Anzahl, nicht aber der
Sachstand genannt werden. In diesem Zusammenhang erlautert die FLSB dem Gremium das fur Ord-
nungswidrigkeiten geltende sogenannte Opportunitatsprinzip, nach dem die Verfolgung von Ord-
nungswidrigkeiten (sog. BuRRgeldverfahren) im pflichtgemalen Ermessen der Verfolgungsbehorden
liege. Hinsichtlich der BuRRgelder macht sie sehr nachdriicklich deutlich, dass unter Berlicksichtigung
des VerhaltnismaRigkeitsprinzips nach Abwagung aller gemachten Angaben zur jeweiligen Sachlage
entschieden werde. Eine Vereinbarung mit Fluglinien iber die BuRgeldhéhe gebe es nicht.

Die Diskussion im Gremium zeigt, dass aus rechtlichen Griinden erheblicher Anderungsbedarf bei den
im Antrag gestellten Fragen bestehe. Der Antrag sei aus Transparenzgrinden sicher richtig, in der
vorliegenden Form jedoch nicht beschlussfahig, da die FLSK keinem rechtswidrigen Antrag zustim-
men kénne. Die Empfehlung des Gremiums, den Antrag zurlickzuziehen und geandert erneut einzu-
reichen, wird von der BVF zunachst zurlickgewiesen. Dem Vorschlag der Vorsitzenden, Uber den An-
trag nach Streichen der kompletten Fragestellungen der Nrn. 1 und 8 sowie der Unterpunkte a) bis c)
der Nr. 7 des Beschlussvortrags abzustimmen, wird von den Antragstellern zugestimmt. Vor der Ab-
stimmung stellt die Vorsitzende klar, dass weitere rechtliche Hindernisse, die sich im Nachhinein aus
dem Antrag ergeben, selbstverstandlich auch nach diesem Beschluss zu beachten seien.

Der Antrag wird bei 2 Gegenstimmen und 8 Enthaltungen mehrheitlich angenommen.

TOP 8 - Antrag der BVF - Uberpriifung der Flugroute RAMAR

Auf Antrag (s. 0.) vertagt auf den 28.10.2022 (FLSK Drs. Nr. 5/2022-3)

TOP 9 - Sonstiges
Berichterstattung vom 3. Juni 2022 — Beinahe-Katastrophe am Hamburger Flughafen

Der Vertreter des Flughafens berichtet, dass es am 3.Juni 2022 von Mitgliedern der FLSK intensive
dffentliche AuBerungen zu einem regular zuldssigen Landevorgang mit dem Titel ,Beinah-Katastrophe
am Hamburger Flughafen“ gegeben habe. Hintergrund sei die gleichzeitige Landung einer Passagier-
maschine aus dem Nordosten und eines aus nordwestlicher Richtung kommenden Kleinfliegers ge-
wesen. Er bitte zukinftig darum, Sachverhaltsaufklarung direkt Uber die zustandigen Stellen und nicht
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Uber Twitter zu betreiben. MutmaRungen und Spekulationen in der 6ffentlichen Diskussion seien dafir
ganzlich ungeeignet.

Die DFS schliel3t sich dieser Kritik ausdriicklich an und betont, dass Sicherheitsaspekte das Marken-
geschaft der DFS seien und Twitter nicht das Medium, Uber das diese kommuniziert werde. Insbeson-
dere der Vorwurf der Manipulation sei ein Schritt zu viel und stelle die Basis der kooperativen Zusam-
menarbeit in Frage. Es habe sich bei der gleichzeitigen Landung zweier Flugzeuge keineswegs um
eine Beinah-Katastrophe gehandelt, sondern stelle einen gesetzlich zulassigen Vorgang dar.

Ein Vertreter der BVF sieht die rechtlich zulassige, zeitgleiche Landung zweier Flugzeuge dennoch
als kritisch an.

FLSK vor Ort

Der Vertreter der BVF bittet um Wiederaufnahme von FLSK‘en vor Ort, insbesondere um das Nach-
holen der fur Grol3 Borstel vor der Pandemie geplanten 6ffentlichen Sitzung. Die Vorsitzende nimmt
diesen Wunsch auf, bitte jedoch vor dem Hintergrund der anhaltenden Corona-Lage aktuell noch um
Vorsicht. Das Thema werde zu gegebener Zeit aufgegriffen. Wiinsche fur weitere Stadtgebiete kdnnen
gerne gemeldet werden.

Flughafen Hamburg - Verspatungen durch Planungsméngel?

Aus Zeitgrinden ist keine Diskussion dieses ad hoc von einem Vertreter der BVF prasentierten The-
mas moglich. Neuaufnahme zu einem spateren Zeitpunkt. (FLSK Drs. Nr. 6/2022-3)

Bevor die Vorsitzende die Sitzung schlieft, bittet sie das Gremium, Themenvorschlage und Vortrage
wie Ublich im Vorwege Uber die Geschéaftsfihrung einzureichen, damit diese in die Sitzungsplanung
aufgenommen werden kénnen.

Sitzungsende: 13.30 Uhr.

Fir die Niederschrift genehmigt

Weidner Elke Christina Roeder

Terminvorschau 2022

28.10.2022 FLSK 2022/4 — Schwerpunktsitzung Flugroutenanderung
09.12.2022 FLSK 2022/5
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Bewegungen (gewerblich) 2022 anteilig zu 2019
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Anzahl der verspiteten Flugzeugbewegungen (Linien- & Touristikverkehr) nach 23 Uhr*

Jan Febh Mrz Apr Mai Jun Jul Aug Sep Okt Nov Dez Jahr
2019 47 28 43 49 65 94 8b 94 81 74 14 25 699
2020 10 19 11 0 0 2 7 6 4 8 1 0 69
2021 2 3! 0 2 2 6 21 16 16 29 11 24 132
2022 7 7 16 45 79 154
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Presenter-Notizen
Präsentationsnotizen
Per 23.06.2022: 104 Landungen nach 2300 davon acht nach 0000.23 Starts nach 2300 à119 Bewegungen zwischen 2300 und 2359 
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Bewegungsverteilung (JAN-MALI)
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Die aktuellen
Probleme im
Luftverkehr
betreffen alle
Systempartner

Nach der Aufhebung der Reise-
beschrdnkungen kam es zu einer
sprunghaft gestiegenen Nachfrage
m Luftverkehr (Steigerungsraten
von ca. 300 % zu Vormonaten)

Verkehrsspitzen sind teilweise hoher
als 2019 (vor Corona) - Spitzen-
belastungen fUhren zu besonderen
Belastungen fir alle Beteiligte und
wirken sich auf die Pinktlichkeit aus

Was sind die aktuellen Hauptprobleme?

Identische Entwicklung in ganz
Europa. (Teilweise noch gréBere)
Probleme an vielen Standorten
wirken auf Hamburg

Durch die Corona-Krise sind viele
Arbeitskréfte abgewandert, oder

Arbeitspldtze sind abgebaut worden.

Eine Akquise proportional zum Ver-
kehrsanstieg ist aufgrund der
Arbeitsmarktsituation und wegen
der Sicherheitsanforderungen
nicht méglich

Passagiere missen Fliegen
«heu lernen”

Passagiere buchen wesentlich
kurzfristiger als vor der Krise -
Verkehrsanstieg damit starker als
erwartet

Schnittstellen zwischen den
Partnern missen sich wieder im
Vollastbetrieb einspielen
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Die Nachfrage

und der Verkehr
sind in kurzer

Zeit sprunghaft
angestiegen

Passagiermenge hat sich von Februar bis Mai 2022 verdreifacht

315 321
g% H4T%

o
255 252 260 +489%

243 , 249 536%
23 LE51% +688% +752% 541% +536%
+498%
186 183
172 176% +599%  4472%

93
+385%

Il Anzahl Passagiere 2022
Bl Anzahl Passagiere 2021
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Plinktlichkeit der ankommenden Flugzeuge nimmt rapide ab

95,0%

90,0%

85,0%
Plinktlichkeit in 80,0%
ganz Europa 75,0%
aktuell auf
70,0%
ungekannt
niedrigem Niveau o5,0%
- 60,0%
Im Mai tageweise 55.0%
jeder zweite
50,0%

Flleger 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 23 24

unplinktlich

Kalenderwoche
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Starker Peak-Verkehr

25 2500
2000
[0]
8
Einzelne Stunden = 1500
o . g
erreichen bereits c
o . < 1000
ein hoheres X
Niveau als 2019 500
0

In anderen

O 0O 0O 0000000000000 000000 0000000000000 0 Q9
SN O MO MO MO MO MOMNMOMOMOMOMOMOMNMOMOMOMOMO®MOS®

. B WO BRNBODHSS =N NGHSEBESOSRNDBIS DS S == NGG
Stundenflndet ©S 00000000 F =+ cFecececeeee-eceeecedJdNNNNS

Uhrzeit

kaum Verkehr
statt

Fluge (Gesamt)

Gepdckmenge (Gesamt)
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Gesamtperformance (15 Min.): 78,7%

Mai 2022
Alrline: 1.6 % no category: 0.0 %

PRM: 3.4 % Others: 1.1 %

Governmental Authorities: 9.8 % Passenger & Operations: 5.2 %

P
\ Cargo and Mail: 0.0 %

=\ Aircraft and Ramp Handling: 4.8 %

Hau p tvers p a- \ Technical and Aircraft Equipment, EDP: 4.8 %

tungsgrinde -

Rotation: 35.2 %

Flight Ops, Crew and Reactionary: 5.2 %

Weather: 1.3 %

liegen
hauptsachlich
aullerhalb Hamburgs

Air Traffic Management Restrictions: 23.4 %

Alrport Facilities: 4.2 %

M no categor Others ft and Ramp Handling [ Technical and Aircraft Equipment, E0P [ Flight Ops, Crew and Reactionary [ Weather [ Air Traffic Management Restrictions
rt Facilities [ Rot

Umlaufverspatungen (Rotation): 35%

Flugsicherung: 23%

Sicherheitskontrollen: 10%
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Flughafen Hamburg GmbH Flugsicherung / DFS Bundespolizei

(staatlich)

» Betrieb der Vorfelder und der + Festlegung des Flugplans « An-/Abflige + Grenzkontrollen

Terminals « Abwicklung von Fligen + Slots bei Kapazithtsengplissen + Sicherheitskontrolle
+ Bereitstellung und Disposition + Beauftragung von Di lei n + Festlegung der Bahnrichtungen ( DurchfUhrung durch privaten + Tankdienste
von Infrastruktur "tssasssassisssnsssusssnsssns:’ ‘‘aesunsssncssnsssiessusssasss:’ Dienstleister FRASEC) « Catering

+ Betrieb der Gepfickanlage fipsemsreRRRERRIARBIARBIARRAS « Luftfrachtunternehmen

+ Koordination der Partner
am Flughafen

+ Datenbereitstellung

Passage u. Operationshandler Bodenverkehrsdienste

(privatisiert, liberalisiert und
im Auftrag der Airlines)

(privatisiert, liberalisiert, 2 Lizenzen
im Auftrag der Airlines)

Die Rolle von

eusnausaanssiaRe IUUGEE s sHURRE | (AN Iassaansaunsan s beEETEe ey
9 :' » Check-in/Boarding % < « Geplckhandling -Be-/ Entladung

H A M | S t ) d e r ¢ + Dienstleistungen fir Airlines von Flugzeugen
»

4

. ¢ + Lost & Found/ Geplickermittlung§ 2 « Bustransport auf den Vorfeldern
K 0 0 r d | n a t O r AR ARREARR AR AR AR -.::lr.l:::;c‘:k;;ir::trunsporte :
a | I e r. P a rt n e r T T T TT T T P Ty P e e Ty s
am Airport zu

sein

> |

Zustandigkeiten 7/

am Flughafen Hamburg Airport
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Rush Gepack

* Rush-Gepack bezeichnet Koffer, die nicht rechtzeitig verladen werden konnten
oder im falschen Flieger landeten, sodass sie den Eigentiimern mit einem
anderen Flug hinterhergeschickt werden missen.

* Wenn z. B. ein Passagier aus New York tUber Frankfurt nach Hamburg fliegt und
das Gepackstick in Frankfurt falsch oder zu spat verladen wird, kommt der
Passagier in Hamburg an und sein Gepack erst spater.

Rush-Gepack
aus anderen * Dadies in der aktuellen Situation sehr haufig vorkommt, wird entsprechend viel

Standorten ist Gepack nach Hamburg (ebenso wie an andere Standorte) ,,nachgeschickt®. Die

in HAM fir Lagerungskapazitaten am Hamburg Airport sind auf das jetzige AusmaR des

Rush-Gepacks nicht ausgelegt.

unsere
Passagiere das
Hauptthema

* Rush Gepack und der Nachversand an die Kunden liegt in der Hoheit der Airlines
und deren Dienstleistern. Der Flughafen stellt lediglich Flachen zur
Zwischenlagerung zur Verfligung.
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Pressespiegel

Frankfurter Rundschau — 31.05.2022

Die Welt — 03.06,7027

Flughafen Frankfurt droht Chaos

Verdi warnt vor Folgen von Personalabbau und stagnierendem Lohn / Keine schnelle Losung

Chaos an britischen Flughiifen

Flige fallen rait el Friotr
ge fallen reiherweise kurz ristig aus. Urlouber warten umsorst ouf Ersatzf uge.

Viele geben schlieBlich auf
WWW. futurezone.de — 3. 05.2055

S( 3 i
slddeutsche Zeitung - 02  06.2027 I?:;:; am Flughafen Schiphol: Stundenlanges Warten im

Es handelt sich

um eine
europaweite Turbulenter Start

www.airliners.de — 31.05.2022

Die Urlauber fliegen wieder in den Siiden. Britische Regierung ma(}ht Untemehmenﬁﬂ'
Aber viele Flughifen und Airlines kéinnen den Ansturm kaum Reisechaos verantwortlich
bewiltigen. Welche Rechte Passagiere haben

Herausforderung
und keine

speziell
Hamburger Disseldorf Flughafen: Massives Reise-Ch i
g Jetzt mischt sich segar ER ein T Neue Wirttembergische Zeitung — 27.05.2022

Zeit online — 31.05.2022

www.derwesten,de — 02.06, 20232 -
Diisseldorf: Verdi: Flughafen-Chaos auch iiber Pfingsten moglich

Problematik
Chaos am Flughafen

Rheinische Post — 01.06.2022

Flugverkehr Im Sommer wird es ungemdtlich fur Passagiere: An Airports gibt es zu wenig
Mitarbeiter. Auch Piloten fehlen. Wie dies in Zukunft anders werden konnte. Von Thomas

- : Veitinger
Reqistrizrungspfichtiger inhait Eurowings ung Congar betroffen
A .express.de - 27.05.2022
Am Flughafen jetzt auch no ; i
ch Ch
aos hEIm »Niemand bewirbt sich“ Nach Chaos-Tagen am Flughafen Kéln/Bonn:

Verantwortliche duf8ern sich

Gepackausladen
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Presenter-Notizen
Präsentationsnotizen
Inhalte auf Seite 2


Backup
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FLSK Drs. Nr. 2/2022-3

VERSPATUNGEN:
AKTUELLE SITUATION

Sitzung 2022/3 der
Fluglarmschutzkommission

www.mediaserver.hamburg.de / Maxim Schulz

24. Juni 2022 | Dr. Gudrun Pieroh-JouRen, Fluglirmschutzbeauftragte Hamburg
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VERSPATUNGSREGELUNG (23-24 UHR)
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VERSPATUNGSREGELUNG (23-24 UHR)

Jahressummen R, 2018
160 - 2017: 1038 164 o
2018: 1174 156
140 | 2019: 678 .
2020: 65 2021
2021: 116 129 m 2022
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0
60 - 64
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40 B 4 47
20 _ 17 28 3‘m E
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vorliufige Ergebnisse, vorbehaltlich der endgiiltigen Validierung; Quelle: eigene Berechnung, basierend auf Radardaten des Flughafen Hamburgs; Stand: 17.06.2022
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VERSPATUNGSREGELUNG (23 - 24 UHR) kumuliert
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uar Februar Marz April Mai Juni Juli August September Oktober November  Dezember
vorldufige Ergebnisse, vorbehaltlich der endgiiltigen Validierung; Quelle: eigene Berechnung, basierend auf Radardaten des Flughafen Hamburgs; Stand: 17.06.2022
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ANZAHL VERSPATETER FLUGE NACH 23 UHR

Easyjet

Lufthansa

Eurowings

Condor

WizzAir

Ryan Air

0 10 20 30 40 50 60

Quelle eigene Berechnung, basierend auf Daten des Flughafen Hamburgs; Stand: 31.05.2022
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25 % REGEL BEI 12 BEWEGUNGEN/MONAT

Abflug-/ |
Zielflughafen Feb 22 Apr 22

Manch. 41%
Frankfurt 28% 23%
Munchen 23%
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VERTEILUNG DER VERSPATUNGEN BIS 24 UHR

2300 =x <23:15 w2315 =x<23:30 m23:30=x<2345 m23:45=<x<24:00

2021 66 32 10 11
2020 40 15 13 6
2018 502 319 228 125

0% 20% 40% 60% 80% 100%

Quelle: eigene Darstellung, basierend auf Daten des Flughafen Hamburgs; Stand: 13.06.2022

Seite 7 Hamburg



VIELEN DANK
FUR IHRE
AUFMERKSAMKEIT

Hamburg



FLSK Drs. Nr. 3/2022-3

Antrag zur 2022/2 Sitzung der Fluglarmschutzkommission Hamburg am: 24.06.2022

Antragsteller:

Bundesvereinigung gegen Fluglarm e.V.
Gebhard Kraft, Dr. René Schwartz, Dr. Michael Breyer

Thema:

Starkung des gesetzlichen Auftrags der Fluglarmschutzkommission (§ 32b LuftvVG) im Sinne
der Beschlussfassungen der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Fluglarmkommissionen (ADF).

Kurze Zusammenfassung des Sachverhalts:

Die Arbeitsgemeinschaft Deutscher Fluglarmkommissionen (ADF) ist ein freiwilliger Zusam-
menschluss der Kommissionen nach § 32b LuftVG an den deutschen Verkehrsflughafen mit
dem Ziel, deren Arbeit Ubergreifend zu unterstitzen. Die Fluglarmschutzkommission Ham-
burg ist stimmberechtigtes Mitglied der ADF und wird vertreten durch ihre Vorsitzende. Teil-
nahmeberechtigt (nicht stimmberechtigt) ist die Fluglarmschutzbeauftragte und die Ge-
schéftsfuhrerin der Fluglarmschutzkommission Hamburg. Beschlussgegenstand der ADF
kénnen insbesondere Positionierungen und Initiativen zu Gesetz- und Verordnungsentwir-
fen, zu strategischen Fragen der Fluglarmminderung, wie z.B. zu flugbetrieblichen Fragen,
Larmverteilungsprinzipien, Landeentgeltregelungen und auch Resolutionen sein. Die Mitglie-
derkommissionen sollen mdglichst vor Abstimmungen Uber solche Beschlussvorschlage die
Antrage in ortlichen Befassungen abstimmen und in der Abstimmung der ADF entsprechend
berlcksichtigen. Die Mitgliederkommission sowie die teiinehmende Fluglarmschutzbeauf-
tragte und Geschéftsflhrerin kénnen Uber die Tatigkeiten und Beschlisse ihre ortliche Kom-
mission informieren.

Beschlussvorschlag:
Die Kommission mdge beschliel3en:

1. Die Vorsitzende wird gebeten regelmaRig zeitnah von den Sitzungen Uber Befassun-
gen und Beschlisse der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Fluglarmkommissionen
(ADF) schriftlich im Umlauf zu berichten. Fur Fragen und Antworten zum Bericht soll
in der zeitlich darauffolgenden Sitzung der Fluglarmschutzkommission (FLSK) Ham-
burg eine Befassung angesetzt werden.

2. Die Vorsitzende wird gebeten zeitnah vor der Abstimmung von Beschlussvorschlagen
in der ADF die Antrage und Beschlussvorschlage in einer Befassung der FLSK Ham-
burg abzustimmen und entsprechend dem Votum diese bei der Abstimmung in der
ADF zu vertreten.

3. Die Kommission anerkennt, ggf. unter Berticksichtigung der eigenen Uberstimmten
Minderheitenansicht, die Beschlisse und Empfehlungen der Arbeitsgemeinschaft
Deutscher Fluglarmkommissionen (ADF) und berlcksichtigt diese bei ihrer Bera-
tungstatigkeit.

4. Die Kommission schlief3t sich der ADF-Empfehlung zur ,Starkung der Fluglarmkom-
missionen“ vom 19.09.2019, in Fortschreibung der ,Empfehlungen der ADF zum Er-
reichen qualifizierter Beratungsergebnisse durch die Fluglarmkommissionen® vom
24.04.2015, an und wird diese in ihre ortliche Beratungstatigkeit integrieren.
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Begriindung:

Die Fluglarmkommissionen beraten nach § 32b des Luftverkehrsgesetzes (LuftvVG) tber
Mafnahmen zum Schutz gegen Flugldrm und gegen Luftverunreinigungen durch Luftfahr-
zeuge.

Die ADF hat auf der Grundlage der seit Jahrzehnten an den Standorten bestehenden Erfah-
rungen im Jahr 2015 ,Empfehlungen zum Erreichen qualifizierter Beratungsergebnisse durch
die Fluglarmkommissionen® verabschiedet und hierin konkret den fiir erforderlich erachteten
Regelungsumfang formuliert in Bezug auf Sitzungsdichte, Mitgliedschaftskriterien, Ressour-
cenausstattung, Beratungsthemen, Bindungskraft der Beratungsergebnisse und Informati-
onszugang. Diese Empfehlungen wurden im Lichte der weiteren Entwicklung in den letzten
Jahren noch einmal erganzt und aktualisiert, z. B. in Bezug auf das noch einmal gestiegene
Informationsbedurfnis der betroffenen Bevdlkerung bei Flugroutenverlagerungen und beste-
hende Anspriiche nach dem Umweltinformationsgesetz.

Zu den Kernthemen der Beratungstatigkeit gehéren danach u. a. Flugroutenanderungen, ak-
tive und passive LarmschutzmalRnahmen, Larmschutzbereich, Larmaktionsplanung, Flug-
larm-Messungen, Bahnnutzung, Bodenlarm. In gleicher Weise bedurfen die Entgeltstruktur
sowie die Hohe und der Inhalt der Iarmabhangigen Entgeltanteile der Beratung in den Kom-
missionen, da durch die Entgeltordnungen mafgebliche Anreize fur den Einsatz von larmar-
men Flugzeugen gesetzt werden kénnen. Hierzu gehdren auch die Sanktionsmdglichkeiten
von Fehlverhalten, insbesondere bei VerstoRen gegen § 25 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 oder 3
LuftVG, durch Ordnungswidrigkeitsverfahren, Bul3gelder, Einzug der Tatertrage und Prufge-
buhren. Die Kommissionen sind berechtigt, diese Aspekte fachlich zu hinterfragen.

Anlagen:
1. Geschéftsordnung der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Fluglarmkommissionen (ADF)

vom 30.04.2010

2. ,Empfehlungen der ADF zum Erreichen qualifizierter Beratungsergebnisse durch die
Fluglarmkommissionen®, Beschluss der 76. Tagung vom 24.04.2015

3. ADF-Empfehlung ,Starkung der Fluglarmkommissionen“ vom 19.09.2019
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Geschaftsordnung
der

ARBEITSGEMEINSCHAFT DEUTSCHER
FLUGLARMKOMMISSIONEN
(ADF)

- e

§1

Institution

Die Arbeitsgemeinschaft der Deutschen Fluglarmkommissionen (ADF) ist ein freiwilliger
Zusammenschluss der Kommissionen nach §32b LuftvVG an den deutschen
Verkehrsflughéfen mit dem Ziel, deren Arbeit Ubergreifend zu unterstiitzen.

§2
Aufgaben

Die ADF greift bedeutende Themen und Probleme der Kommissionen an den deutschen
Flughafenstandorten auf und ist beratend, koordinierend und womdéglich unterstiitzend bei
deren Aufbereitung bzw. Lésung tatig.

Dazu gehoren insbesondere folgende Aufgaben:

abgestimmte Erarbeitung und Fortentwicklung von Larmschutzkonzepten;
Interessensvertretung der Kommissionen gegeniber Politik und Verwaltung auf
Laénder- und Bundesebene sowie auf internationaler Ebene;

Stellungnahmen im Kontext von Gesetzesvorhaben/Novellierungen bestehender
Gesetze bzw. Verordnungen

Pflege der Zusammenarbeit mit Organisationen, Verbanden, Vereinen und Initiativen,
deren Zielsetzung auf Minderung von Fluglarm und Luftschadstoffen gerichtet ist;
Initiieren, Férdern, Auswerten und Kommunizieren von wissenschaftlichen
Arbeiten/Forschungen zu den Themen Larmwirkungen (Belastigungswirkung,
gesundheitliche Wirkungen), La&rmschutz (u. a. Optimierung von Flugzeugkérper/-
Triebwerken, Flugbetriebliche Optimierungspotentiale, passiver Schallschutz) sowie
sonstige Wirkungen des Luftverkehrs (inkl. Schadstoffbelastungen).
Zusammenarbeit mit europédischen Larmschutzorganisationen mit gesetzlichem
Auftrag oder vergleichbarer Legitimation (z. B. ACNUSA, Airport Regions Conference
etc.)

§3
Mitgliedschaft

(1) Mitglieder in der ADF sind — auf deren Antrag — die Vorsitzenden der értlichen
Kommissionen nach § 32b LuftVG sowie der aufgabenéhnlichen Institutionen an
Flughafenstandorten der Schweiz und Osterreichs.

(2) Die Mitgliedschaft in der ADF endet mit Beendigung des Amtes des/der Vorsitzenden.

1%
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(3) Das Mitglied kann fur die Dauer der eigenen Amtszeit einen Stellvertreter/eine
Stelivertreterin benennen.
(4) Die Mitgliedschaft in der ADF ist ehrenamtlich.

§4
Vorstand

(1) Die Arbeitsgemeinschaft Deutscher Flugldrmkommissionen wird von einem Vorstand
vertreten, dem neben der/dem Vorsitzenden zwei Stellvertreter/innen angehéren. Der
Vorstand wird von der/dem Vorsitzenden vertreten, bzw. im Verhinderungsfall von den
Stellvertreter/innen.

(2) Der Vorstand wird von den Mitgliedern der ADF fiir die Dauer von drei Jahren gewahlt.

(3) Gewanhlt werden kann per Akklamation, sofern nicht von einzelnen Mitgliedern geheime
Wahl verlangt wird. Gewahlt ist, wer die Mehrheit der abgegebenen Stimmen erhalt. Bei
Stimmengleichheit entscheidet das Los.

§5
Geschiftsfiihrung

(1) Die Geschaftsfilhrung wird vom Vorstand bestimmt. Die Geschéftsfiihrung erfolgt fiir die
Mitglieder kostenfrei.

(2) Die Geschaftsfihrung bereitet die Sitzungen der ADF vor und steht den Mitgliedern der
Kommission flr Auskiinfte und zum Informationsaustausch bzw. der
Informationsweiterleitung zur Verfligung.

(3) Neben dem Vorstand vertritt die Geschaftsfiihrung die Kommission nach innen und
auflen in Abstimmung mit dem/der Vorsitzenden.

(4) Der Umfang der Leistungen der Geschéftsfihrung fir die Mitglieder der ADF wird vom
Vorstand der ADF im Einvernehmen mit dem Vorstand der értlichen Kommission
bestimmt, die den/die Geschéftsfuhrer/in stellt.

§6
Einberufung von Sitzungen

(1) Die/der Vorsitzende beruft die Sitzungen der Arbeitsgemeinschaft zweimal jahrlich ein.
Bei besonderem Bedarf oder auf Antrag von mindestens einem Drittel der Mitglieder ist
eine Sondersitzung zulassig.

(2) Die Einladungen zu den Sitzungen der Kommission ergehen durch die
Geschéftsfiihrung per E-Mail unter Ubersendung des Entwurfes der Tagesordnung an
die Mitglieder und die Fluglarmschutzbeauftragten sowie die Geschaftsfiihrer/innen der
ortlichen Kommissionsstandorte. Die Einladungen sollen mindestens zwei Wochen vor
den Sitzungen erfolgen.

(3) Die Mitglieder benachrichtigen im Falle ihrer Verhinderung unverziiglich ihre Vertreter
und die Geschaftsfilhrerin/den Geschéftsfihrer der ADF.
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§7

Beschliisse

(1) Stimmberechtigt sind die Mitglieder der ADF.

(2) Nicht stimmberechtigt sind die Fluglarmschutzbeauftragten und Geschaftsfuhrer/innen

der ortlichen Kommissionen sowie Géaste der Sitzungen der ADF.

(3) Die ADF ist beschlussféhig, wenn mehr als die Hélfte der Mitglieder anwesend ist. Der

oder die Vorsitzende stellt die Beschlussfahigkeit bei Beginn einer jeden Sitzung fest;
die Beschlussfahigkeit gilt so lange als vorhanden, bis das Gegenteil auf Antrag
festgestellt worden ist.

Bei Stimmengleichheit gilt ein solcher Antrag als abgelehnt.

(4) Aufgrund der raumlichen Verteilung innerhalb des Gebietes der Bundesrepublik

Deutschland, der Schweiz sowie der Republik Osterreich und den sich daraus
ergebenden sitzungsékonomischen Voraussetzungen kann sich das Erfordernis
ergeben, Beschlisse auch aullerhalb angesetzter Sitzungstermine herbeiflihren zu
wollen. Dem soll dadurch Rechnung getragen werden, dass der Vorstand bzw.
Mitglieder Uber die/den Vorsitzende/n Antrage per E-Mail stellen kdnnen. Diese miissen
neben dem Beschlussvorschlag auch eine ausreichende Begriindung enthalten. Wenn
diesen Antragen im Umlaufverfahren eine Mehrheit zustimmt, gelten sie als
beschlossen. Vereinfachte Umlaufverfahren per E-Mail sind zul&ssig. Die Mitglieder
versuchen, vor Abstimmungen uber einen solchen Antrag eine &rtliche Abstimmung zu
erreichen und in der Abstimmung der ADF zu berlicksichtigen.

(56) Beschlussgegensténde kdnnen z. B. sein:

- Positionierungen und Initiativen zu Gesetz- und Verordnungsentwlirfen

- Positionierungen zu strategischen Fragen der Fluglarmminderung, z. B. zu
flugbetrieblichen Fragen, Larmverteilungsprinzipien, Landeentgeltregelungen

- Resolutionen.

(6) Eine Gberstimmte Minderheit hat das Recht, ihre abweichenden Ansichten in Berichten

gegenuber ihren Kommissionen sowie den fiir sie jeweils zusténdigen
Genehmigungsbehérden darzustellen.

§8

Niederschriften

Uber jede Sitzung wird durch die Geschéftsfiihrerin/den Geschéftsfiihrer eine Niederschrift
gefertigt, in die der wesentliche Ablauf der Sitzung und die Ergebnisse der Meinungsbildung
aufzunehmen sind. Die Niederschrift wird den Mitgliedern unverziglich zugeleitet.

Die Niederschriften als Ganzes sind nur fiir den internen Gebrauch bestimmt.

§9
Offentlichkeitsarbeit

(1) Die Unterrichtung der Offentlichkeit Gber die Tatigkeit der ADF erfolgt grundsétzlich

durch die/den Vorsitzende/n bzw. in deren/dessen Auftrag durch die Stellvertretung oder
die Geschéftsfithrung.
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(2) Die Sitzungen der ADF sind nicht 6ffentlich. Die Mitglieder sowie die teilnehmenden
Fluglarmschutzbeauftragten und Geschéftsfihrer/innen kénnen ihre értlichen
Kommissionen Uber die Tatigkeiten und Beschlisse der ADF informieren. Hierbei ist
jedoch darauf zu achten, dass der ADF durch die Berichterstattung keine Nachteile
entstehen. Im Zweifelsfall ist Umfang und Inhalt mit der/dem Vorsitzenden abzustimmen.

§ 10
Arbeitsgruppen

(1) Die ADF kann aus ihrer Mitte zur Vorbereitung bestimmter Angelegenheiten oder fur
besondere Aufgaben Arbeitsgruppen bilden.

(2) Die Aufgaben und Befugnisse der Arbeitsgruppen sowie deren Vorsitzende werden auf
Sitzungen der ADF durch Beschluss bestimmt.

(3) Fur die Arbeitsgruppen gelten die Bestimmungen dieser Geschéftsordnung
entsprechend.

§ 11

Reisekosten
Die Sitzungen der ADF stehen in unmittelbarem Zusammenhang mit dem gesetzlichen
Auftrag der Kommissionen nach § 32 b LuftVG.
Die Mitglieder kdnnen daher nach MalRgabe der Landesbestimmungen bei der fir sie
zusténdigen Genehmigungsbehérde eine Erstattung ihrer Reisekosten erhalten.
§12
Sitzungsteilnahme

(1) Mitglieder der ADF sind uneingeschrankt teilnahme- und stimmberechtigt.

(2) Dauerhaft teilnahmeberechtigt sind:

a) die Fluglarmschutzbeauftragten der Mitgliedskommissionen

b) die Geschéftsfuhrer/innen der Mitgliedskommissionen

c) Vertreter/innen der Deutschen Flugsicherung GmbH

d) Vertreter/innen des Bundesaufsichtsamtes fir Flugsicherung

e) Vertreter/innen von Genehmigungsbehdrden geman LuftvG

f) Vertreter/innen der fur L&rm- und Umweltschutz zusténdigen
Bundesministerien

g) Vertreter/innen der fir Larm- und Umweltschutz zustandigen Landesbehorden

h) Vertreter/innen der Bundesvereinigung gegen Fluglarm e. V.

i) Vertreter/innen des Ausschusses nach § 32a LuftvVG

) Vertreter/innen von Pilotenvereinigungen

(3) Neben den Mitgliedern sowie den unter § 12 Absatz 2 aufgezahiten
Teilnahmeberechtigten kénnen vom Vorstand oder der Geschéftsfihrung standige
Sitzungsteilnehmer benannt werden, die aufgrund ihrer beruflichen Tatigkeit, ihres
ehrenamtlichen Engagements oder ihrer Qualifikationen die Sitzungen der ADF positiv
beeinflussen kénnen.

-4-



(4) Abhangig von den Inhalten der ADF-Sitzungen kénnen Referenten, Sachverstandige und
sonstige Gaste eingeladen werden. Die Einladungen erfolgen {iber den Vorstand oder die
Geschéftsfihrung auf Hinweis von Mitgliedern.

§13
Anderung der Geschiftsordnung

Die Geschaftsordnung kann mit den Stimmen von mindestens 2/3 der Mitglieder der ADF

geandert werden.

§14
Inkrafttreten

Diese Geschaftsordnung tritt mit Wirkung zum 30.4.2010 in Kraft.



*\“5\\\33“&' ﬁeyf ) )
® Arbeitsgemeinschaft Deutscher

Fluglarmkommissionen

%,

MS0BMmeg,
W - ns,,
i I O
Uojgg ™

4
|
4,

76. Tagung, 24. April 2015

Empfehlungen der ADF
zum Erreichen qualifizierter Beratungsergebnisse
durch die Fluglarmkommissionen

Die Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Fluglarmkommissionen (ADF) begrifien die im
Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD beabsichtigte Starkung der Fluglarmkommissionen
ausdricklich. Erforderlich hierfir ist, die sachliche und personelle Ausstattung der Fluglarmkom-
missionen auszubauen und auch rechtlich abzusichern. Bislang fehlen jegliche Vorgaben dahin-
gehend, wie und mit welchen Mitteln die Fluglarmkommission ihre Aufgabe wahrzunehmen ha-
ben, um zu hinreichend qualifizierten Beratungsergebnissen kommen zu kénnen. Deshalb ist die
unzureichende bundesrechtliche Regelung des § 32b Luftverkehrsgesetz anzupassen und im
Rahmen einer Verordnung zu prazisieren, Uber welche Ausstattung die Flugldarmkommissionen im
Hinblick auf die immer komplexer werdenden Beratungsgegenstande die gestiegenen Anforde-
rungen der Bevolkerung bei der Ermittlung und Kommunikation der am wenigsten belastenden
Flugverfahren mindestens verfiugen kdnnen mussen, um ihrem gesetzlichen Auftrag hinreichend
entsprechen zu kdnnen.

Um durch einen regelmaRigen Austausch der Fluglarmkommissionen die Beratungsleistungen an
den einzelnen Standorten zu verbessern und die Bundesregierung Uber bundesweit relevante
Regelungen und Entwicklungen im Bereich des Fluglarmschutzes zu beraten, ist dariber hinaus
entsprechend der Regelungen zum § 32a LuftVG die Arbeitsgemeinschaft Deutscher Fluglarm-
kommissionen gesetzlich und finanziell abzusichern.

Bis zu einer bundesrechtlichen Prazisierung der Vorgaben zur Arbeitsweise der Fluglarmkommis-
sionen spricht sich die Arbeitsgemeinschaft Deutscher Fluglarmkommissionen flir nachfolgende
Empfehlungen aus, um an allen Flughafenstandorten fir qualifizierte Beratungsergebnisse eine
Grundlage zu schaffen und hierdurch zur Reduzierung der Fluglarmbelastung vor Ort mal3geblich
beizutragen:

1. Sitzungsdichte

Die Haufigkeit der jahrlichen Einberufung von regelmafigen Sitzungen und Sondersitzungen der
Fluglarmkommissionen sollte sich am &rtlichen Bedarf ausrichten. Die Gestaltung der Tagesord-
nung sollte dabei an der Relevanz und an arbeitsokonomischen Aspekten orientiert sein. Antrage
zur Tagesordnung sind entsprechend der Geschéaftsordnungen der Fluglarmkommissionen frist-
wahrend bei der zustandigen Geschaftsstelle bzw. der/dem Vorsitzenden einzureichen. Im Kon-
fliktfall sollte die/der Vorsitzende (bzw. der Vorstand) eine Entscheidung nach vorheriger Mei-
nungseinholung der Mitglieder treffen.

2. Beratungsthemen

Fluglarmkommissionen beraten nach § 32b des Luftverkehrsgesetzes lber Mallnahmen zum
Schutz gegen Fluglarm und gegen Luftverunreinigungen durch Luftfahrzeuge. Zu den Kernthe-
men der Beratungstatigkeit gehdren danach u. a. Flugroutenanderungen, aktive und passive
Larmschutzmalnahmen, Larmschutzbereich, Larmaktionsplanung, Fluglarm-Messungen, Bahn-
nutzung, Bodenlarm. In gleicher Weise bedirfen die Entgeltstruktur sowie die Hohe und der Inhalt
der larmabhangigen Entgeltanteile der Beratung in den Kommissionen, da durch die Entgeltord-
nungen malfdgebliche Anreize fur den Einsatz von larmarmen Flugzeugen gesetzt werden konnen.
Weiter sind den Kommissionen die Griinde, die fir eine Kapazitatserweiterung, Ausbaumafinah-
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men, konkrete Nachtflugregelungen etc. geltend gemacht werden, aufzuzeigen. Die Kommissio-
nen sind berechtigt, sich mit diesen Griinden auseinanderzusetzen (z. B. Arbeitsplatze, Mobili-
tatsanforderungen) und hierfiir erforderliche Materialien seitens der zustandigen Stellen anzufor-
dern. Weiter sind die Kommissionen Uber kapazitatserweiternde Anderungen an der Infrastruktur
des Flughafens ausreichend zu informieren. Ebenso sind Aspekte der Sicherheit, die im Zusam-
menhang mit den Beratungsthemen eine Rolle spielen, den Kommissionen hinreichend bekannt
zu machen. Die Kommissionen sind berechtigt, diese Aspekte fachlich zu hinterfragen.

3. Kriterien fir die Mitgliedschaft

Um die Beratungen der Fluglarmkommissionen rechtssicher durchzufiihren, darf die Zusammen-
setzung der Fluglarmkommissionen nicht willktrlich sein. Die Berufung der Mitglieder ist vielmehr
an objektiven Kriterien auszurichten. Die Berufung der kommunalen Mitglieder sollte dabei am
festgesetzten Larmschutzbereich sowie ggf. zusatzlichen lokal zu bestimmenden Parametern zur
Beurteilung der Betroffenheit wie bestimmten flr malgeblich erachteten Schallpegel-
Schwellenwerten oder der Zugehorigkeit zu einem Fluglarm-Indexgebiet orientiert sein.

Die zuldssige Anzahl der stimmberechtigten Mitglieder in den Kommissionen hangt vom Ausmaf}
der Fluglarmbelastung im Umfeld des Flughafens ab. Jede nach den vorgenannten objektiven
Kriterien relevant betroffene Stadt oder Gemeinde (bzw. bei Stadtstaaten ggf. auch Stadtbezirke)
sollte in der Kommission mit Stimmrecht vertreten sein. Landkreise sollten mangels daruber hin-
ausgehender eigener Betroffenheit nur im Falle einer besonderen sachlichen Rechtfertigung mit
einem eigenen Stimmrecht ausgestattet sein. Ein Vertreter des Umweltbundesamtes sollte an den
Sitzungen der Kommissionen teilnehmen, wenn das UBA im Rahmen der Benehmens-Regelung
vor dem Erlass einer Rechtsverordnung durch das BAF zu beteiligen ist.

Die Entsendung/Berufung von Mitgliedern sollte gleichfalls auf Basis objektiver Kriterien folgen.
Die berufenen Mitglieder sollten dabei politische Verantwortungstrager der jeweiligen Kommune
sein oder in einem direkten Loyalitatsverhaltnis gegenliber den Gesamtinteressen der Entsende-
stelle stehen oder bereits vorher als Mitglied fiir die Entsendestelle berufen und weiterhin von die-
ser beauftragt sein, die Mitgliedschaftsrechte flr die Entsendestelle auszutiben.

4. Ressourcenausstattung

Um fundierte und qualitativ hochwertige Beratungsergebnisse erarbeiten zu kdnnen, missen die
Fluglarmkommissionen finanziell so ausgestattet sein, dass unabhangige Gutachten und Unter-
suchungen beauftragt und Sachverstandige um Stellungnahme gebeten werden kénnen. Die Ko-
ordination der Arbeit der Kommissionen sollte dabei durch eine unabhangige Geschaftsfuhrung
(je nach Arbeitsumfang der jeweiligen Kommissionen mindestens in Teilzeit) gewahrleistet sein.
Vor dem Hintergrund der gro3en Bedeutung bundesgesetzlicher Regelungen fiir den Schutz der
Betroffenen vor Fluglarm an den einzelnen Flughafenstandorten, ist die bundespolitisch ausge-
richtete Arbeit des Zusammenschlusses aller Fluglarmkommissionen, der Arbeitsgemeinschaft
Deutscher Fluglarmkommissionen (ADF), durch einen jahrlich feststehenden Betrag zu unterstiit-
zen und die Teilnahme an den zweimal jahrlich stattfindenden Tagungen durch Ubernahme der
Reisekosten allen Vorsitzenden, Geschéaftsfihrer/innen und Fluglarmschutzbeauftragen zu er-
moglichen.

Um die Weiterentwicklung technischer Erneuerungen, Berechnungsmethoden frihzeitig an den
einzelnen Flughafenstandorten zur Verbesserung des Fluglarmschutzes berlcksichtigen zu kon-
nen, sollten die Genehmigungsbehoérden die Weiterbildung der Mitglieder der Kommissionen fi-
nanziell unterstiitzen und ggf. Weiterbildungsveranstaltungen anbieten.
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5. Bindungskraft der Beratungsergebnisse

Nach Auffassung des Bundesverwaltungsgerichtes sind Fluglarmkommissionen bei der Bestim-
mung von Flugverfahren von den zu beratenden Institutionen formell zu beteiligen. Es handelt
sich dabei nicht lediglich um eine Anhdérung. Halten das BAF, die DFS oder die Genehmigungs-
behdrde die vorgeschlagenen Malinahmen fiir nicht geeignet oder nicht durchfiihrbar, teilen sie
dies den Kommissionen unter Angabe der Griinde mit. Nach der gesetzgeberischen Vorgabe ha-
ben sich die zu beratenden Institutionen fundiert mit den Beratungsergebnissen der Fluglarm-
kommissionen auseinanderzusetzen.

Vor diesem Hintergrund sind die Kommissionen durch hinreichende personelle und finanzielle
Ausstattung (vgl. 4.) in die Lage zu versetzen, qualitativ hochwertige, fachlich fundierte Bera-
tungsergebnisse zu erarbeiten. Von den Beratungsergebnissen der Kommissionen abweichende
Entscheidungen der zu beratenden Institutionen sind gegentiber den Kommissionen schriftlich zu
begrinden. Dabei sind die tragenden Ablehnungs- und Abwagungsgriunde ausfuhrlich darzustel-
len. Uber den aktuellen Umsetzungsstand der Beschliisse der Kommissionen sollte durch die zu
beratenden Institutionen regelmafig in den FLK-Sitzungen berichtet werden.

6. Informationszugang

Die ADF halt eine Steigerung der Transparenz fur dringend geboten und hat im Hinblick auf die
von der DFS zur Verfugung zu stellenden Informationen bereits auf der 74. Tagung am 22.5.2014
einen Anforderungskatalog in inhaltlicher und zeitlicher Hinsicht verabschiedet, auf welchen hier
ausdrucklich Bezug genommen wird (Anlage).

Fur notwendig erachtet werden zudem regelmalige schriftliche Berichte der relevanten Institutio-
nen und Behdrden (z. B. DFS, Flughafenbetreiber, Genehmigungsbehérde, Umweltministerium)
Uber die Entwicklung des Flugverkehrs und —larms, die Einhaltung bestehender Regelungen und
(Flug)Verfahren, das Auftreten von Auffalligkeiten, geplante oder beabsichtigte Anderungen im
Betriebsablauf bzw. Ausbauvorhaben und Ausweitungen des Flugverkehrs. Dabei sind den Kom-
missionen auch entscheidungserhebliche Unterlagen zur Verfiigung zu stellen.

Aufgrund der groRen Bedeutung bundesgesetzlicher Regelungen im Bereich des Fluglarmschut-
zes an den einzelnen Flughafen sollten auch die Lander (bzw. die Genehmigungsbehdrden) tber
die aktuellen Bundesratsinitiativen bzw. das sonstige eigene Vorgehen auf Bundesebene in den
Kommissionen berichten.

Anlage

Beschluss der ADF ,Kriterien fir friihzeitige und umfassende Informationen der Fluglarmkommis-
sionen durch die DFS*, 74. Tagung, 22.5.2014
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74. Tagung, 22. Mai 2014

Beschluss

TOP 7 — Kriterien fir friihzeitige und umfassende Information
der Fluglarmkommissionen durch die DFS

Sachgerechte MaBnahmen zum Schutz der Bevélkerung vor Fluglarm basieren auf einer umfas-
senden, vollstdndigen und ausgewogenen Entwicklung, Analyse und Beurteilung aller méglichen
Routen- und Verfahrensplanungen. Die umfanglichen Informationen und Kenntnisse bilden die
Grundlage flr ein qualitativ angemessenes Beratungsergebnis der Fluglarmkommissionen. Um
nicht Gefahr zu laufen, bei der Beratung abwéagungsrelevante Aspekte zu Ubersehen, falsch ein-
zuordnen oder zu bewerten, ist zu gewahrleisten, dass die Kommissionen alle erforderlichen Da-
ten und Fakten frihzeitig erhalten und diese dem jeweiligen Vorstand vorab zur Vorbereitung der
Kommissionssitzungen seitens der Deutschen Flugsicherung erlautert werden.

Um den Mitgliedern der Fluglarmkommissionen fiir die Erarbeitung eines qualifizierten Beratungs-
ergebnisses ein vollstandiges Bild der Sachlage zu erméglichen, werden bei Flugverfahrensénde-
rungen mit wesentlichen Larmauswirkungen folgende von der Deutschen Flugsicherung zur Ver-
flgung zu stellende Mindestanforderungen an zu Ubermittelnden Unterlagen fur erforderlich ge-
halten (Die Aufstellung entspricht dem Vorschlag aus dem UBA-,Gutachten zur Prifung von for-
mell- und materiell-rechtlichen Vorgehensmdglichkeiten bei der Festlegung von Flugrouten®,
2014). Die Unterlagen sollten hierfur spatestens zwei Wochen vor den Beratungen der Fluglarm-
kommissionen allen Mitgliedern vorliegen:

* Antragstext sowie technische Darstellung fir Veréffentlichung im Luftfahrthandbuch
Deutschland

* Allgemeinverstandliche zusammenfassende Darstellung des Antrags und der Griin-
de in Textform

 Visuelle Darstellung der geplanten Anderung

* Kartenférmige Darstellung des Bereichs (vorher-nachher), in dem voraussichtlich
Uberfliige von weniger als 10.000 FuB erfolgen

 Darstellung/Priifungsergebnis, ob in einem relevant belasteten Gebiet eine Anderung von
mehr als 2 dB(A) L., zu erwarten sind

* Berechnung des voraussichtlich entstehenden Fluglédrms (vorher - nachher) unter
Beriicksichtigung aller An- und Abfliige. Die zu erstellenden Konturen sollen fir den
Tag mindestens eine Kontur von Leq von 45 dB(A) am Tag und 40 dB(A) in der Nacht
umfassen. Ebenso ist fur die Nacht eine geeignete Darstellung von Maximalpegelhaufig-
keiten aufzunehmen. Dabei ist auf Prognose- und Rechenungenauigkeiten hinzuweisen
und wie sich diese auf das Ergebnis auswirken kénnen.

* Ermittlung eines wirkungsbezogenen Index (vorher/nachher) unter Berlcksichtigung
der Fluglarmbelastung, Bevdlkerungsdichte und zu erwartender Larmwirkung

* Kartenférmige Darstellung des zu erwartenden Fluglarms sowie der Zu- und Ab-
nahmen von Flugldrm unter Berlcksichtigung aller An- und Abfllige

* Darstellung wie Grundsétze der Larmverteilung beriicksichtigt wurden und welche
Vor- und Nachteile sich ergeben

* Allgemeinversténdliche Darstellung der wichtigsten sicherheitsbezogenen, betriebli-
chen und kapazitativen Gesichtspunkte, Vor - und Nachteile der Varianten

* Kartenférmige Darstellung der voraussichtlichen betrieblichen Handhabung (z.B. H6-
he/Lage erwartbaren Direktfreigaben)
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19. September 2019

Starkung der Fluglarmkommissionen

Hintergrund

Bereits im Jahr 2013 vereinbarten CDU/CSU und SPD im gemeinsamen Koalitionsvertrag
auf Bundesebene, dass die Fluglarmkommissionen gestarkt werden sollen. Auch der Koaliti-
onsvertrag der darauffolgenden Legislaturperiode von CDU/CSU und SPD aus dem Jahr
2018 enthielt die Vorgabe, dass die Fluglarmkommissionen in ihrer Arbeit unterstutzt werden
sollen. Umsetzungsschritte zum Erreichen der selbst gesteckten Ziele wurden bisher nicht
unternommen. Die im Jahr 1971 geschaffene gesetzliche Grundlage der Fluglarmkommissi-
onen im Luftverkehrsgesetz besteht (bis auf die Zustandigkeitserweiterung auf Luftschadstof-
fe) vielmehr unverandert fort. Gleichzeitig ist insbesondere in den letzten 10 Jahren das ge-
sellschaftliche Interesse und die Sensibilitdt der Bevolkerung in Bezug auf Umwelt- und ins-
besondere Fluglarm-relevante Themen erheblich gestiegen. Dariber hinaus hat sich auch
die gerichtliche Uberprifbarkeit der Festsetzung von Flugrouten weiterentwickelt. Dabei
kommt der Beratung durch die Fluglarmkommissionen zunehmende Bedeutung zu. Schliel3-
lich ist die Beratung der Fluglarmkommission die einzige Moglichkeit fiir die Betroffenen,
Uber ihre gewahlten Vertreter am Verfahren der Festsetzung von Flugrouten im Rahmen
mitzuwirken. Hierdurch stieg sowohl der fachliche als auch der kommunikative Anspruch,
den die betroffene Bevdlkerung und die beratenen Institutionen an die Arbeit der Fluglarm-
kommissionen haben, noch einmal deutlich an. Die Fluglarmkommissionen werden mit die-
sem Auseinanderdriften von Anspruch und erforderlicher Schaffung der Voraussetzungen fur
eine den gestiegenen Ansprichen gerecht werdende sachgerechte Aufgabenerfillung seit
Jahren allein gelassen. Es ist daher dringend erforderlich, den Umfang und die Mindestan-
forderungen an die Beratung der Fluglarmkommissionen zu prazisieren und die hierfur erfor-
derliche sachliche und personelle Ausstattung der Fluglarmkommissionen auszubauen und

rechtlich abzusichern.

Kernforderungen

Bislang fehlen jegliche Vorgaben dahingehend, wie und mit welchen Mitteln die Fluglarm-
kommissionen ihre Aufgabe wahrzunehmen haben, um zu hinreichend qualifizierten Bera-
tungsergebnissen und damit rechtssicheren Festsetzungen seitens des Bundesaufsichtsam-

tes fur Flugsicherung (BAF) kommen zu kénnen.
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1. Deshalb ist die unzureichende bundesrechtliche Regelung des § 32b Luftver-
kehrsgesetz anzupassen und im Rahmen einer Verordnung zu prazisieren, tiber
welche Ausstattung die Fluglarmkommissionen im Hinblick auf die immer
komplexer werdenden Beratungsgegenstinde und die gestiegenen Anforde-
rungen der Bevolkerung bei der Ermittlung und Kommunikation der am wenigs-
ten belastenden Flugverfahren mindestens verfiigen kénnen missen, um ihrem

gesetzlichen Auftrag hinreichend entsprechen zu kénnen.

2. Um durch einen regelmaBigen Austausch der Fluglarmkommissionen die Bera-
tungsleistungen an den einzelnen Standorten zu verbessern und die Bundesre-
gierung uber bundesweit relevante Regelungen und Entwicklungen im Bereich
des Fluglarmschutzes zu beraten, ist dariiber hinaus entsprechend der Rege-
lungen zum § 32a LuftVG die Arbeitsgemeinschaft Deutscher Fluglarmkommis-

sionen gesetzlich und finanziell abzusichern.

Einzelforderungen

Die ADF hat auf der Grundlage der seit Jahrzehnten an den Standorten bestehenden Erfah-
rungen im Jahr 2015 ,Empfehlungen zum Erreichen qualifizierter Beratungsergebnisse durch
die Fluglarmkommissionen verabschiedet® und hierin konkret den fur erforderlich erachteten
Regelungsumfang formuliert in Bezug auf Sitzungsdichte, Mitgliedschaftskriterien, Ressour-
cenausstattung, Beratungsthemen, Bindungskraft der Beratungsergebnisse und Informati-
onszugang. Diese Empfehlungen wurden im Lichte der weiteren Entwicklung in den letzten
Jahren noch einmal erganzt und aktualisiert, z. B. in Bezug auf das noch einmal gestiegene
Informationsbedirfnis der betroffenen Bevdlkerung bei Flugroutenverlagerungen und beste-
hende Anspriche nach dem Umweltinformationsgesetz, und sind nachfolgend zusammenge-

fasst:

1. Sitzungsdichte
Die Haufigkeit der jahrlichen Einberufung von regelmafigen Sitzungen und Sondersitzungen

der Fluglarmkommissionen sollte sich am értlichen Bedarf ausrichten. Die Gestaltung der
Tagesordnung sollte dabei an der Relevanz und an arbeits6konomischen Aspekten orientiert
sein. Antrage zur Tagesordnung sind entsprechend der Geschaftsordnungen der Fluglarm-

kommissionen fristwahrend bei der zustandigen Geschaftsstelle bzw. der/dem Vorsitzenden
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einzureichen. Im Konfliktfall sollte die/der Vorsitzende (bzw. der Vorstand) eine Entscheidung
nach vorheriger Meinungseinholung der Mitglieder treffen.

2. Beratungsthemen

Fluglarmkommissionen beraten nach § 32b des Luftverkehrsgesetzes Uber Mallnahmen zum
Schutz gegen Fluglarm und gegen Luftverunreinigungen durch Luftfahrzeuge. Zu den
Kernthemen der Beratungstatigkeit gehdren danach u. a. Flugroutenanderungen, aktive und
passive Larmschutzmallnahmen, Larmschutzbereich, Larmaktionsplanung, Fluglarm-
Messungen, Bahnnutzung, Bodenlarm und die Belastung mit Luftschadstoffen. In gleicher
Weise bedurfen die Entgeltstruktur sowie die Hohe und der Inhalt der larmabhangigen Ent-
geltanteile der Beratung in den Kommissionen, da durch die Entgeltordnungen maR3gebliche
Anreize flr den Einsatz von larmarmen Flugzeugen gesetzt werden kénnen. Weiter sind den
Kommissionen die Griinde, die fir eine Kapazitatserweiterung, AusbaumafRnahmen, konkre-
te Nachtflugregelungen etc. geltend gemacht werden, aufzuzeigen. Die Kommissionen sind
berechtigt, sich mit diesen Griinden auseinanderzusetzen (z. B. Arbeitsplatze, Mobilitatsan-
forderungen) und hierflir erforderliche Materialien seitens der zustandigen Stellen anzufor-
dern. Weiter sind die Kommissionen (iber kapazitatserweiternde Anderungen an der Infra-
struktur des Flughafens ausreichend zu informieren. Ebenso sind Aspekte der Sicherheit, die
im Zusammenhang mit den Beratungsthemen eine Rolle spielen, den Kommissionen hinrei-
chend bekannt zu machen. Die Kommissionen sind berechtigt, diese Aspekte fachlich zu

hinterfragen.

3. Kriterien fir die Mitgliedschaft

Um die Beratungen der Fluglarmkommissionen rechtssicher durchzuflhren, darf die Zu-

sammensetzung der Fluglarmkommissionen nicht willkirlich sein. Die Berufung der Mitglie-
der ist vielmehr an objektiven Kriterien auszurichten. Die Berufung der kommunalen Mitglie-
der sollte dabei am festgesetzten Larmschutzbereich sowie bei Bedarf an zusatzlichen lokal
zu bestimmenden Parametern zur Beurteilung der Betroffenheit wie bestimmten fir mafigeb-
lich erachteten Schallpegel-Schwellenwerten oder der Zugehérigkeit zu einem Fluglarm-

Indexgebiet orientiert sein.

Die zulassige Anzahl der stimmberechtigten Mitglieder in den Kommissionen hangt vom
Ausmald der Fluglarmbelastung im Umfeld des Flughafens ab. Jede nach den vorgenannten
objektiven Kriterien relevant betroffene Kommunen (bzw. bei Stadtstaaten ggf. auch Stadt-
bezirke) sollte in der Kommission mit Stimmrecht vertreten sein. Ein Vertreter des Umwelt-

bundesamtes sollte an den Sitzungen der Kommissionen teilnehmen, wenn das UBA im
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Rahmen der Benehmens-Regelung vor dem Erlass einer Rechtsverordnung durch das BAF

zu beteiligen ist.

Die Entsendung/Berufung von Mitgliedern sollte gleichfalls auf Basis objektiver Kriterien fol-
gen. Die berufenen Mitglieder sollten dabei politische Verantwortungstrager der jeweiligen
Kommune sein oder in einem direkten Loyalitatsverhaltnis gegenuber den Gesamtinteressen
der Entsendestelle stehen oder — zumindest flr einen voribergehenden Zeitraum - bereits
vorher als Mitglied fur die Entsendestelle berufen und weiterhin von dieser beauftragt sein,

die Mitgliedschaftsrechte fur die Entsendestelle auszutben.

4. Ressourcenausstattung

Um fundierte und qualitativ hochwertige Beratungsergebnisse erarbeiten zu kénnen, missen
die Fluglarmkommissionen finanziell so ausgestattet sein, dass unabhangige Gutachten und
Untersuchungen beauftragt und Sachverstandige um Stellungnahme gebeten werden kon-
nen. Die Koordination der Arbeit der Kommissionen sollte dabei durch eine unabhangige
Geschéftsfiuihrung (je nach Arbeitsumfang der jeweiligen Kommissionen mindestens in Teil-
zeit) gewabhrleistet sein.

Vor dem Hintergrund der groRen Bedeutung bundesgesetzlicher Regelungen fiir den Schutz
der Betroffenen vor Fluglarm an den einzelnen Flughafenstandorten, ist die bundespolitisch
ausgerichtete Arbeit des Zusammenschlusses aller Fluglarmkommissionen, der Arbeitsge-
meinschaft Deutscher Fluglarmkommissionen (ADF), durch einen jahrlich feststehenden Be-
trag zu unterstitzen und die Teilnahme an den zweimal jahrlich stattfindenden Tagungen
durch Ubernahme der Reisekosten allen Vorsitzenden, Geschéftsfiinrer/innen und Fluglarm-

schutzbeauftragen zu ermoglichen.

Um die Weiterentwicklung technischer Erneuerungen, Berechnungsmethoden frihzeitig an
den einzelnen Flughafenstandorten zur Verbesserung des Fluglarmschutzes berticksichtigen
zu koénnen, sollten die Genehmigungsbehoérden die Weiterbildung der Mitglieder der Kom-

missionen finanziell unterstiitzen und ggf. Weiterbildungsveranstaltungen anbieten.

5. Bindungskraft der Beratungsergebnisse

Nach Auffassung des Bundesverwaltungsgerichtes sind Fluglarmkommissionen bei der Be-
stimmung von Flugverfahren von den zu beratenden Institutionen formell zu beteiligen. Es
handelt sich dabei nicht lediglich um eine Anhérung. Halten das BAF, die DFS oder die Ge-
nehmigungsbehdérde die vorgeschlagenen MalRnahmen fiir nicht geeignet oder nicht durch-

fUhrbar, teilen sie dies den Kommissionen unter Angabe der Griinde mit. Nach der gesetz-
4
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geberischen Vorgabe haben sich die zu beratenden Institutionen fundiert mit den Beratungs-

ergebnissen der Fluglarmkommissionen auseinanderzusetzen.

Vor diesem Hintergrund sind die Kommissionen durch hinreichende personelle und finanziel-
le Ausstattung (vgl. 4.) in die Lage zu versetzen, qualitativ hochwertige, fachlich fundierte
Beratungsergebnisse zu erarbeiten. Von den Beratungsergebnissen der Kommissionen ab-
weichende Entscheidungen der zu beratenden Institutionen sind gegentiber den Kommissio-
nen schriftlich zu begriinden. Dabei sind die tragenden Ablehnungs- und Abwagungsgriinde
ausflhrlich darzustellen. Uber den aktuellen Umsetzungsstand der Beschliisse der Kommis-
sionen sollte durch die zu beratenden Institutionen regelmafig in den FLK-Sitzungen berich-

tet werden.

6. Informationszugang
Die ADF halt eine Steigerung der Transparenz fiir dringend geboten und hat im Hinblick auf

die von der DFS zur Verfiigung zu stellenden Informationen bereits auf der 74. Tagung am
22.5.2014 einen Anforderungskatalog in inhaltlicher und zeitlicher Hinsicht verabschiedet,

auf welchen hier ausdricklich Bezug genommen wird (Anlage).

Fur notwendig erachtet werden zudem regelmaRige schriftliche Berichte der relevanten Insti-
tutionen und Behdrden (z. B. DFS, Flughafenbetreiber, Genehmigungsbehorde, Umweltmi-
nisterium) Uber die Entwicklung des Flugverkehrs und —larms, die Einhaltung bestehender
Regelungen und (Flug)Verfahren, das Auftreten von Auffalligkeiten, geplante oder beabsich-
tigte Anderungen im Betriebsablauf bzw. Ausbauvorhaben und Ausweitungen des Flugver-
kehrs. Dabei sind den Kommissionen auch entscheidungserhebliche Unterlagen zur Verfi-

gung zu stellen.

Aufgrund der grof3en Bedeutung bundesgesetzlicher Regelungen im Bereich des Fluglarm-
schutzes an den einzelnen Flughafen sollten auch die Lander (bzw. die Genehmigungsbe-
horden) Uber die aktuellen Bundesratsinitiativen bzw. das sonstige eigene Vorgehen auf

Bundesebene in den Kommissionen berichten.

7. Information der Offentlichkeit

Um dem in den letzten Jahren deutlich gestiegenen Informationsbediirfnis der Offentlichkeit
gerecht zu werden, empfiehlt die ADF, die Grundlagen der Arbeit der Fluglarmkommission,
wie die Geschaftsordnung sowie im Nachgang zu den Sitzungen die Beratungsunterlagen

sowie Ergebniszusammenfassungen im Internet zu veréffentlichen. Dabei ist die Vertraulich-
5
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keit der Beratungen der Kommission zu beriicksichtigen. Auch die bei Bedarf im Nachgang
zu den Sitzungen veréffentlichten Pressemitteilungen sollten auf der gleichen Internetseite

abrufbar sein.

Die Arbeitsgemeinschaft Deutscher Fluglarmkommissionen (ADF) fordert den Gesetz-
geber auf, eine umgehende und umfassende Priifung und Beriicksichtigung der An-
liegen der ortlichen Fluglarmkommissionen vorzunehmen und die rechtlichen Grund-
lagen der Fluglarmkommissionen entsprechend anzupassen. Die ADF ist dabei gerne
bereit, auBerhalb dieser schriftlichen Stellungnahme bei der Erarbeitung geeigneter

Regelungen mitzuwirken.



FLSK Drs. Nr. 4/2022-3

Antrag zur 2022/2 Sitzung der Fluglarmschutzkommission Hamburg am: 24.06.2022
Antragsteller:

Bundesvereinigung gegen Fluglarm e.V.
Gebhard Kraft, Dr. René Schwartz, Dr. Michael Breyer

Thema:

Ordnungswidrigkeitsverfahren, BuRgelder, Tatertrage und Prifgebuhren. Verfahren seitens
der Fluglarmschutzbeauftragten als monetare Aspekte des Fluglarmschutzes.

Kurze Zusammenfassung des Sachverhalts:

Die Fluglarmschutzbeauftragte wurde mit burgerschaftlichen Ersuchen des 16-Punkte-Plans
(Drs. 20/14334) und des 21-Punkte-Plans (Drs. 21/14341) beauftragt ,von der Méglichkeit
zur Verhangung von BuRgeldern durch die Fluglarmschutzbeauftragte wesentlich intensiver
und unter spurbarer Ausschopfung des BulRgeldrahmens Gebrauch zu machen” sowie die
Verspatungsregel und Bufdgeldverfahren strenger auszulegen. Bei verspateten Starts und
Landungen nach 23 Uhr prift die Fluglarmschutzbeauftragte die Griinde und erhebt hierfir
eine GebUlhr. Bei nachgewiesen vermeidbaren Verspatungen wird ein Ordnungswidrigkeits-
verfahren eingeleitet, ein Bul3geld festgesetzt und ein Tatertrag eingezogen. Nach § 58 Abs.
3i.V.m. Abs. 2 Nr. 8a LuftVG betragt der BuRgeldrahmen bis zu 50.000 Euro fur Verstolie
gegen die Nachtflugbeschrankung (§ 25 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 oder 3 LuftVG). Mit grof3er medi-
aler Aufmerksamkeit wurde im Marz 2018 davon berichtet, dass die Fluglarmschutzbeauf-
tragte von der Billig-Fluglinie Easyjet 468.000 Euro wegen 21 verspateter Starts nach Lon-
don und Edinburgh im Jahr 2017 als Tatertrdge abgefordert hatte und kurzzuvor wegen ei-
nes Starts nach 24 Uhr ein Buf3geld von 20.000 Euro verhangt hat.

Die aus BuRRgeldern, Prufgeblihren und eingezogenen Tatertragen erzielten Einnahmen sol-
len fur ein stadtisches Fluglarmschutzprogramm genutzt werden.

Beschlussvorschlag:
Die Kommission bittet die Fluglarmschutzbeauftragte zu berichten:

1. Wie ist der aktuelle Stand des ,easyjet‘-Verfahrens?
a) Wenn das Verfahren beendet ist, wie wurde das Verfahren abgeschlossen?
b) In welcher Héhe wurden Bul3gelder und Tatertrage eingezogen (Bitte gesondert
ausweisen)?

2. Wie viele Ordnungswidrigkeitsverfahren sind aktuell unbearbeitet
(Bitte aufgeschlisselt nach dem Jahr des Verstolies)?

3. Wie viele Ordnungswidrigkeitsverfahren sind aktuell offen
(Bitte aufgeschlisselt nach dem Jahr des VerstofRes und der Héhe der Forderung)?
4. Wie viele Ordnungswidrigkeitsverfahren befinden sich aktuell in einem

Gerichtsverfahren (Bitte aufgeschlisselt nach dem Jahr des Verstolies und der Héhe
der Forderung)?

5. Wie viele Priufverfahren bei Verspatungen wurden jahrlich durchgefuhrt
(Bitte fur die Jahre ab 2016 jahrlich aufschlisseln mit der Summe der Prifgebihren)?

6. Wie viele Ordnungswidrigkeitsverfahren wurden jahrlich eingeleitet
(Bitte fur die Jahre ab 2016 jahrlich aufschllsseln)?
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7. Wie viele Ordnungswidrigkeitsverfahren werden jahrlich eingestellt
a) aus rechtlichen,
b) aus Opportunitatsgrinden?
c) In welchen Fallen werden Verfahren aus Opportunitatsgrinden eingestellt?
(Bitte fur die Jahre ab 2016 jahrlich aufschlisseln mit der Summe der urspriinglichen
Forderung)

8. Bei wie vielen Ordnungswidrigkeitsverfahren ist es bei der Festsetzung des BuRgel-
des zu einem Settlement (einvernehmliche Verstandigung) gekommen?
a) Wie hoch war der jeweilige BuRgeldabschlag?
(Bitte fur die Jahre ab 2016 jahrlich aufschlisseln)

9. In welcher Héhe wurden Bu3gelder insgesamt jahrlich erhoben?
a) Wie hoch war das jahrlich hdchste Buldgeld?
b) Wie hoch war das jahrlich niedrigste BuRgeld?
(Bitte fur die Jahre ab 2016 jahrlich aufschlisseln)

10. Wie verteilen sich die Anzahl der Ordnungswidrigkeitsverfahren bzw. die ausgespro-
chenen BuRgelder auf die unterschiedlichen Arten der VerstoRe?

11. Was sind die jeweiligen héchsten BuRRgelder, welche die Fluglarmschutzbeauftragte
in den Jahren seit 2016 fur die unterschiedlichen Arten der Versto3e ausgesprochen
hat?

12. In welcher H6he wurden Tatertrage insgesamt jahrlich eingezogen?
a) Wie hoch war die urspriingliche Forderung?
b) Wie viel wurde tatsachlich bezahlt?
(Bitte fur die Jahre ab 2016 jahrlich aufschlisseln)

13. Wie viele Ordnungswidrigkeitsverfahren wurden gerichtlich geurteilt?
a) Wie hoch war die urspriingliche Forderung?
b) Wie hoch lautete das Urteil?
c) Wie viele Verfahren wurden eingestellt?
(Bitte fur die Jahre ab 2016 jahrlich aufschlisseln)

14. In welcher H6he wurden insgesamt jahrlich die aus Bufgeldern, Prifgebihren und
eingezogenen Tatertragen erzielten Einnahmen fir ein stadtisches Fluglarmschutz-
programm verwendet?

(Bitte fur die Jahre ab 2016 jahrlich aufschlisseln)

15. Das stadtische Fluglarmschutzprogramm ,SchallschutzmaRnahmen im Fluglarm-
schutzbereich® hatte eine Laufzeit bis Ende 2020 und wurde bis Ende 2021 verlan-
gert.

a) Wie hoch war das Gesamtvolumen des Férderprogramms?

b) Wie hoch ist der Gesamtbetrag der gewahrten Férderungen (Bitte fir die Jahre ab
2019 jahrlich aufschlisseln)?

c) Gibt es ein stadtisches Nachfolgeprogramm ab 2022

16. Die Kommission bittet die Fluglarmschutzbeauftragte zukiinftig um jahrliche Berichter-
stattung.

Begriindung:

Fluglarmkommissionen beraten nach § 32b des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG) dber Mal}-
nahmen zum Schutz gegen Fluglarm und gegen Luftverunreinigungen durch Luftfahrzeuge.



Zu den Kernthemen der Beratungstatigkeit gehéren danach u. a. Flugroutenanderungen, ak-
tive und passive LarmschutzmalRnahmen, Larmschutzbereich, Larmaktionsplanung, Flug-
larm-Messungen, Bahnnutzung, Bodenlarm. In gleicher Weise bedurfen die Entgeltstruktur
sowie die Hohe und der Inhalt der Iarmabhangigen Entgeltanteile der Beratung in den Kom-
missionen, da durch die Entgeltordnungen mafgebliche Anreize fur den Einsatz von larmar-
men Flugzeugen gesetzt werden kénnen. Hierzu gehdéren auch die Sanktionsmaoglichkeiten
von Fehlverhalten, insbesondere bei VerstoRen gegen § 25 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 oder 3
LuftVG, durch Ordnungswidrigkeitsverfahren, Bul3gelder, Einzug der Tatertrage und Prufge-
buhren. Die Kommissionen sind berechtigt, diese Aspekte zu hinterfragen.
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Antrag zur Sitzung der Fluglarmschutzkommission Hamburg
»FLSK 2022/03“ am 24.06.2022

Antragsteller:

Dr. René Schwartz, Gebhard Kraft, Michael Breyer, Martin Mosel, Lothar Galka
(Bundesvereinigung gegen Flugldarm e.V. - BVF)

Thema:

Uberpriifung der Flugroute ,,RAMAR"
Bezug: Antrag des Bezirks Altona (TOP 3 FLSK 2021/03)

Beschlussvorschlag:

Die Kommission bittet die Deutsche Flugsicherung (DFS) - im Sinne der am 24.09.2021 vorgestellten
,Option 2“ der DFS - neue, alternative Streckenfiihrungen zum Punkt ,RAMAR* fiir die Startrichtung
Sudwest (Piste 23) zu entwickeln, die Richtung Slidosten flihren.

Hierbei moge die DFS geplante Bebauungen und die Entwicklung der Anwohnerzahlen in den
kommenden fiinf Jahren beriicksichtigen. Zudem sollten auch Klimaschutzaspekte (moglichst
optimale Routenfiihrung hinsichtlich der Streckenlange) beachtet werden. In diesem Sinne wird eine
einfache Riickverlagerung dieser Fliige auf die vorhandene Abflugroute ,AMLUH" ohne vorherige
Priifung von Alternativen abgelehnt, um dicht besiedelte Bereiche so weit wie irgend moglich zu
umgehen.

Begriindung:

Seit Einflhrung der Flugroute ,RAMAR“ im Jahr 2010 folgt ein erheblich groRerer Teil der Abfllige
Uber Piste 23 mit 6stlichen und slid6stlichen Zielen einer Rechtskurve und umfliegen Hamburgs
nordlich in einem groRen Bogen, anstatt wie vorher in Richtung Hafen nach Siidosten abzubiegen. Als
Begriindung fiir die Einflihrung der Flugroute ,,RAMAR” wurde in den Sitzungen der FLSK im Jahr
2009 eine Entzerrung der An- und Abflugwege als Folge eines immer starkeren werdenden
Luftverkehrs genannt (Sicherheitsaspekte).

Bei betroffenen Anwohnern im Bezirk Altona st6Rt diese Flugfiihrung auf Kritik. Auch vor dem
Hintergrund des CO,-AusstolSes scheint der Umweg, den die Flugroute ,,RAMAR” zu Flugzielen im
Stdosten Deutschlands und Europas verursacht, unverstandlich. Demzufolge stellte der Bezirk
Altona einen Antrag zur Uberpriifung der Flugroute ,RAMAR".

Von der DFS wurden in der Sitzung am 24.09.2021 drei verschiedene Optionen zum Umgang mit dem
genannten Antrag vorgestellt. ,Option 1“ war die Riickabwicklung der Anderungen von 2009 mit
Sperrung der ,,RAMAR" fiir Fliige Richtung Stidosten Europas; ,,Option 2“ eine Neufestsetzung der
,RAMAR" ausschlieBlich im Stderelberaum fiir Abfllige (iber die Piste 23 mit Zielen im Slidosten
Europas; ,,Option 3“, den Status Quo so zu belassen.
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In diesem Zusammenhang wies die DFS darauf hin, dass die ,,Option 1“ zu einer erheblichen
Belastungsverschiebung in allen vier Abflugschneisen fiihren wiirde. Daher ist die ,Option 1“ aus
Sicht der BVF abzulehnen, der entsprechende Antrag des Ministeriums fiir Energiewende,
Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung Schleswig-Holstein (MELUND) hierzu wird
unterstutzt.

Aus BVF-Sicht ist die vorbehaltslose Beibehaltung der ,,Option 3“ ohne vorherige Priifung von
Alternativrouten nicht sachgerecht. Die derzeitige Situation, insbesondere auch die hohe Zahl von
Einzelfreigaben auf der Strecke ,,RAMAR“ bei Abflug Richtung 23 (Altona) mit anschlieRender
Uberquerung des gesamten westlichen Stadtgebietes von Hamburg ist den Anwohnern hinsichtlich
des Larmschutzes kaum zu vermitteln, die nétigen Umwege der Flugzeuge aus Klimaschutzgriinden
nicht geboten.

Die mit der ,,Option 2“ von der DFS angebotene Umgestaltung der ,,RAMAR“- Abflugroute bietet die
Chance stadtvertraglicherer Abfliige Gber die Piste 23, da so das Problem der Einzelfreigaben mit
Flugspuren Uber den Innenstadtbereich Hamburgs geldst wird. Die zukiinftige Linienfliihrung soll
jedoch dicht besiedelte Bereiche so weit wie irgend moglich umfliegen, so dass eine Umlagerung auf
die Abflugroute ,AMLUH" zum jetzigen Stand der Erkenntnisse nicht favorisiert wird.

Vor diesem Hintergrund wird es als sinnvoll erachtet, alternative Streckenfiihrungen zu betrachten
und gegeneinander in einem transparenten Verfahren abzuwagen, die zunachst gradlinig die Elbe
qgueren und dann lber diinnbesiedelte Gebiete im Sliden Hamburgs fihren.

Ahrensburg, den 01.05.2022
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Flughafen Hamburg
Verspatungen durch

Planungsmangel?

Fluglarmschutzkommission 24.06.2022
Gebhard Kraft
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Anzahl

Bundesvereinigung gegen
Fluglarm e.V.

Landezeiistruktur 2022-06-20

6 /7 6 9 1011 12 13 14 1516 17 18 19 20 21 22 23

Tages-5tunde ab

® Landungen pro Std



‘ Bundesvereinigung gegen
/f Fluglarm e.V.

»TagsUlber 3-16 Landungen/h
»Nachtstunde 2200-2300 18 Landungen/h
»Verspatungen nach 2300 5 Landungen/h
»Verkehrsmaximum nachts

»VerstoRR gegen Grundsatz des ,Abschwellens*

» Extreme Belastung der Stadtbevolkerung



‘ Bundesvereinigung gegen
/f Fluglarm e.V.

»Geplante Nachtfllige - Landungen

»1980er Jahre
»1990er Jahre
»2000er Jahre
»2010er ,Vor Corona“
»>2022

ca8

ca 10

ca 12-15
calz2-17
ca 19-23

»2022 bis 5 Flige mit derselben Ankuftsminute

»Bereits technisch unmdglich

»Die Planung nimmt Verspatungen vorsatzlich in

Kauf



)

»Geplante Nachtlandungen 20.06.2022

»>22:00
»22:05
»>22:10
»22:15
»22:20
»22:25
»22:30
»22:35
»22:40

LO401, EW7317, EW7404

DE1687, EW7461, EW/751, EW/7765
EW7409

EW7791, SN2629

OS167, DE1441, EW/177

EW7587

EW7643. EW/675. EW/7887, EW7581
LH2078, LHO36

IB3272, DE 1449

»22 Flige geplant.

BVF

Bundesvereinigung gegen
Fluglarm e.V.



\\[ BVF
)]\ Pl e e e
»Notwendige MaRRnahmen

»Gewahrleistung der Nachtruhe gem. Ziel des 21
Punkte Plans

> Striktes Nachtflugverbot ab 2200

»Ubergangsweise:

»Beseitigung der Planungsmangel:

> Letzter belegbarer Slot 22:30

»Max. 6 Slots ab 2200.

»Nachweis einer Pufferzeit von 2h seitens der
Fluglinie

»Rechtsgrundlage: § 6 LuftVG
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